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Der neue Strafregisterauszug für Lehrer ist noch nicht bei den Schulen angekommen 
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Auch mit dem Strafregis· 
terauszug speziell für Lehrer 
bleibt es dabei: Die meisteil 
Schulen verzichten auf die 
·systematische Prüfung des 
strafrechtlichen Vorlebens. 
Tobias:Bär' 

«Besserer Schutz dailk Sonder· 
privatauszug» - so kündigte der 
Bund per· Anfang dieses Jahres 
den speziellen Strafregisteraus­
zug für Personen an, die beruflich 
oder in ihrer Freizeit mit Minder· 
jährigen zu tun haben. Also für 
Lehrer, Fussballtrainer oder auch 
Betreuer in einer Kindertagesstät· 
te. Auf diesern Auszug ist nur 
ersichtlich, ·Ob ein Berufsverbot 
vorliegt - oder ein Tätigkeitsver· 
bot mit allfälligem Kontakt· und 
·Rayonverbot, wie es die Gerichte 
seit Anfang Jahr v:erhängen kön· 
nen. Andere Vorstrafen wie bei­
spielsweise Verkehrsdelikte blei" 
ben dem Arbeitgeber verborgen. Viele SclhiiLlileD11 verlasseD11 siclhi bei dler AD11stellit.mg VOD111Lelhirerm D1l!.IID' a1Lilf RefereD11zeD11. 

Damit der neue Auszug die ver­
sprochene Schutzwirkung entfal­
ten kann, müssen die Schulen· 
und Heime diesen aber auch ver­
langen; Anfänglich wollte der 
Bundesrat die Institutionen dazu 
verpflichten, beliess es dann aber 
bei der Freiwilligkeit. 

Rund 1!.00 Restellungen 
Und das Interesse am freiwilligen 
Sonderprivatauszug ist bis jetzt 
gering. Beim Bundesamt für Jus­
tiz gingen im ersten Monat rund 
100 Bestellungen ein. Die Neue~ 
rung habe sich. offenbar noch 
nicht herumgesprochen, heisst es 
dort. Dieser Eindruck bestätigt 
sich bei einer Umfrage unter den 
SchulH~itern. Vielen ist der neu 
geschaffene Auszug gänzlich im­
bekannt. «Die kantonalen Bil-

dungsdirektionen müssen die 
Schulbehörden auf den Auszug 
aufmerksam machen», fordert .. 
deshalb der Präsident des Lehrer­
dachverbandes, Beat Zernp. 

Gernäss Zernp hat die Debatte 
rund um die Pädophilen-Initia­
tive aber ohnehin dazu geführt, 
«dass viele Schulen bereits einen 
herkörnrnlichen Strafregisteraus­
zug verlangen». Tatsächlich ge~ 
ben aber von zehn angefragten 
Volksschulämtern nur jene in Zü­
rich und Basel-Stadt an, in ihrem 
Kanton würden bei Anstellungen 
systematisch Strafregisteraus­
züge eingeholt. Vor allem in den 
kleinen Kantonen, aber auch in 
Solothurn, Luzern oder im Aar­
gau ist das nicht der Fall. Dasselbe 

will nicht, 
· eileicht 

Die Grünen im Kanton Zürich 
pokern um ihre Kandidatur 
für den Ständerat. Nationalrat 
Girod steigt wider Erwarten 
nicht ins Rennen. Nun werden 
die Karten neu gemischt. 
Andreas Scb.mid 

Ungefragt von ihrer Partei, hat die 
GJ;iine Katharina Prelicz-Huber 
vor einigen Wochen angekündigt, 
im Oktober im Kanton Zürich für 
den Stände- und den Nationalrat 
zu kandidieren. Das missfällt vie­
len in den eigenen Reihen, denn 
Prelicz~ Huber war 2011 trotz aus­
sichtsreicher Position auf der Lis­
te als Nationalrätin abgewählt 
worden. Deshalb war eigentlich 
Bastien Girod als Standeratskan­
didat vorgesehen, der damals 
vom vierten Listenplatz aus das 
beste Resultat der Zürcher Grü­
nen erzielte. 

Doch Girod stellt sich nicht als 
Anwärterfür einen Ständeratssitz 
zur Verfügung, wie er auf Anfrage 
sagt: «Wegen meiner privaten 
Situation trete ich nicht an.» Der 
34-Jährige ist vor wenigen, Wo­
chen Vater geworden und forscht 
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als Umweltwissenschafter an der 
ETH Zürich. «Zudem fühle ich 
mich im Nationalrat wohl.» 

Die Absage Girods könnte dazu 
führen, dass sich wie schon 2011 
Balthasar Glättli für die kleine · 
Kammer bewirbt. «Ich überlege 
mir "das ernsthaft», hält der 
4:3-jährige Fraktionschef der Grü­
nen in Bern fest. Es stelle sich für 
seine Partei die Frage, ob die 
Ständeratskandidatur bezwecke, 
möglichst viele Stimmeil zu ho­
len, uin den 2011 verlorenen vier·' 
ten Nationalratssitz zurückzuer· 
obern; oder ob damit jemand neu 
aufgebaut werden solle. 

Eine ernsthafte Chance, ins 
Stöcldi einzuziehen, rechnen sich 
die Zürcher Grünen nicht aus, 
denn nichts deutet auf einen 
Rücktritt der grünliberalen Stän­
derätin Verena ·Diener hin, und 
der frei werdende Sitz des Frei­
sinnigen Felix Gutzwiller dürfte 
ausser Reichweite liegen. Für die 
FDP will Nationalrat Ruedi Noser 
das Mandat verteidigen, und bei 
der SP hegt Nationalrat Daniel Jo­
sitsch Ambitionen. Auf Seite der 
SVP werden nach der Absage von 
alt Regierungsrätin Rita Fuhrer 
und Nationalrätin Natalie Rickli 
Rechtsprofessor Hans-Ueli Vogt 

gilt für den Kanton Bern, obwohl 
die Erziehungsdirektion im Merk­
blatt «Sexuelle Ausbeutung» fest­
hält: «Bei Neuanstellungen wird 
ein aktueller Strafregisterauszug 
angefordert.» 

Beat Zemp beurteilt den neuen 
Sqnderprivatauszug positiv: «Die 
Lehrer müssen damit nicht mehr 
ihr ganzes strafrechtliches Vor­
leben offenlegen, das keinen Zu­
sammenhang mit der Tätigkeit 
hat.» Auch die angefragten Leh­
rerverbände betonen die Vorteile. 
Doch die meisten Schulleiter se­
hen derzeit keinen Anlass für eine 
Praxisänderung: «Entscheidend 
sind die Referenzen», sagt der 
Präsident des Schulleiterverbands 
Basel-Landschaft, Beat Lüthy, 

stellvertretend für viele seiner 
Kollegen. Ersttäter Hessen. sich 
auch mit dem neuen Instrument 
nicht verhindern, wird häufig ar­
gumentiert. «Wir kennen unser-e 
Lehren>, heisst es iin Kanton Uri. 

. Präventive Wirkung 
Für Verdachtsfälle gebe es zudem 
die «schwarze Liste», die von der 

· Erziehungsdirektorenlzonferenz 
geführt wird. Die Liste enthält die 
Namen der Lehrer, denen ein 
Kanton die Unterrichtsbefugnis 
entzogen hat, wird aber auch kri­
tisiert: «Die Liste ist willlrurlich 
und unzuverlässig», sagt der Prä­
sident des Nidwaldner Schul­
leiterverbands, Peter Baumann. 
Erilca Haltirrer von der Präven-

Bastien Girod verzüclhitet aiUif eüD11e Stäl1ldleratskamlidat1Uir. 

Vischer - vertreten. Wie Prelicz- men noch drei weitere grüne Zür· 

Unter dem Druck der Initiative 
«Pädophile sollen nicht mehr 
mit Kindern arbeiten dürfen» 
hat das Parlament Gesetzes· 
Verschärfungen beschlossen. 
Diese sind Anfang Jahr in Kraft 
getreten. Bei Sexualdelikten 
von einer gewissen Schwere · 
müssen die Gerichte neu ein 
zehnjähriges Tätigkeitsverbot 
anordnen. Möglich ist auch ein 
lebenslanges Verbot. Zudem 
kann ein Kontakt· und Rayon· 
verbot ausgesprochen werden. 
Die im Mai 2014 vom Volk deut· 
lieh angenommene Initiative 
fordert in jedem Fall ein 
lebenslanges Tätigkeitsverbot 
für verurteilte Sexualstraftäter. 
Justizministerin Simonetta 
Sommaruga muss nun dar· 
legen, wie sie die Initiative 
umsetzen wilt (zzs.) 

tionsstelle Limita staunt über die 
Zurückhaltung der Schulen: «Das 
Einholen eines Strafregisteraus­
zugs hat durchaus auch eine 
präventive Wirkung.» Damit si­
gnalisiere eine Institution, dass 
sie genau hinschaue. · 

«Wenn etwas passiert, schreien 
wieder alle nach Massnahmen», 
sagt Haltiner. Das zeigt sich am 
Beispiel Köniz, wo im Jahr 2013 
ein Missbrauchsfall um eü:i.en 
Schulsozialarbeiter aufflog: Die 
Schullcomrnission der Berner Vor­
ortsgemeinde erkundigte sich 
erst daraufhin beim Kanton, ob 
man allenfalls auch von bereits 
angestellten Lehrern nachträglich 
einen Strafregisterauszug verlan · 
genkönne. 
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Die Schwei: 
stiftung (SES) J 
rade weil der 
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Standorte weit< 
Die Nagra mac 
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Tim Guldimann 
von Berlin aus an: 
Der abtretende Botschafter ' 
will als Vertreter der Ausland­
Schweizer für den Nationalrat 
kandidieren- und deshalb in 
Deutschland bleiben. 
Joel Bedetti 

Am 29. Mai wird Tim Guldimarm 
sein Büro in der Schweizer Bot­
schaft in Berlin räumen. Tags 
darauf wird er sich an der Dele· 
giertenversarnmlung der Zürcher. 
SP als Kandidat für die Nationai­
ratswahlen präsentieren. Im Falle 
einer Wahl ins Parlament würde 
er· aber nicht in die Schweiz 
zurücldcehren, wie er jetzt sagt. 
«Unabhängig von einer Nationai­
ratskandidatur wird mein Wohn-· 
sitz in Berlin bleiben», sagt Guldi­
mann. Der Diplomat will aus­
drücldiCh als Vertreter der Fünf­
ten Schweiz kandidieren. 750 000. 
Schweizer leben im Ausland, zwei 
Drittel·davon in der EU. «Die Aus­
landschweizer kommen mir vor 
wie die alte Tante, die unverhofft 
beim Familienfest auftaucht», 
sagt Guldimarm. Dabei habe die 

· Gruppe politische Anliegen; die 
Regelung von AHV und Versiche­
rungen im Ausland zum Beispiel. 
Bisher vertritt die parlamentari­
sche Gruppe für Auslandschwei-

Tim ~fll;UcJ11ma 
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